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Gesetz, betreffend Verbot der unfreien Presse und Journalisten 
im Deutschen Reich. 

 
 

gegeben am 10.01.2020, im Namen des Deutschen Reiches.   
 

In Kraft gesetzt am 20.01.2020 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger 
nach erfolgter Zustimmung des Bundesrathes, was folgt: 

 

 
Nr. 03 

 
 
Der Bundesrath hat auf Grund §. 3. des Gesetzes über die Ermächtigung des Bundesraths zu wirtschaftlichen 
Maßnahmen usw. vom 04. August 1914 (Reichs-Gesetzbl. S. 327) folgendes Gesetz beschlossen. 
 
Die aktuelle Entwicklung im vereinten Deutschland (BRD, DDR, Berlin) so auch im Deutschen Reich hat 
gezeigt, daß die Einrichtungen von Rundfunk, Presse und Nachrichtendienste, verfassungsfeindliche 
Handlungen betreiben, sich auf Gesetze ohne Geltungsbereich berufen und gegen Grundrechte souveräner 
Institutionen verstoßen. 
   

§ 1. 
 

Gemäß Artikel 4 Absatz 16 und Artikel 48, Absatz 1 der Deutschen Verfassung, untersteht mit Inkraftsetzung 
dieses Gesetzes, die Gesamtheit aller öffentlichen Massenmedien (Presse, Druckerzeugnisse, Hörfunk, 
Fernsehen, Internet), dem Deutschen Reich. Die vorgenannten Unternehmungen, die der Zensur unterliegen, 
um fremden und Deutschlandfeindlichen Interessen zu dienen, werden mit diesem Gesetz als unfreie, abhängig 
und als gefährliche Unternehmungen eingestuft. Es gilt für alle Betreffenden, die Privathaftung mit dem 
gesamten persönlichen Vermögen. Als zusätzlicher Bürge kann auch der Auftraggeber mit seinem  gesamten 
Vermögen einbezogen werden. Besonders dann, wenn sich Werke im Umlauf befinden, verteilt, veröffentlicht 
oder nachträglich gefälscht wurden und werden, die der Wiedervereinigung Deutschlands, dem Recht auf 
Heimat und der Wiederherstellung des Deutschen Reiches, entgegen gewirkt haben und den Tatbestand 
unwahrer oder gefälschter Berichterstattungen darstellen. 
 
Dieses gilt auch für Vereinigungen aller Art mit politischer Motivation und Bestrebung, die in der Staats- oder 
Gesellschaftsordnung des Deutschen Reiches den öffentlichen Frieden, insbesondere die Wiederherstellung 
der Einheit Deutschlands bewußt behindern. 
 
Dieses gilt auch für gleichartig eingerichteten Vereinigungen ausländischer Unternehmungen und der 
nichtdeutschen Bevölkerung im gesamten Deutschen Reich. 
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§ 2. 
 

Der gesamte kommerzielle und private Journalismus, der wie in § 1. dieses Gesetzes handelt, haftet mit dem 
gesamten persönlichen Vermögen. Als zusätzlicher Bürge kann auch der Auftraggeber mit seinem  gesamten 
Vermögen einbezogen werden, wenn sich Werke im Umlauf befinden, verteilt, veröffentlicht oder nachträglich 
gefälscht wurden und werden, die der Wiedervereinigung Deutschlands, dem Recht auf Heimat und der 
Wiederherstellung des Deutschen Reiches, entgegen gewirkt haben und den Tatbestand unwahrer oder 
gefälschter Berichterstattungen, darstellen.  
 

§ 3. 
 
Allen Unternehmungen und auch privat agierenden Personen, die unter § 1. und § 2. dieses Gesetzes fallen, 
unterliegen nicht mehr dem Recht der Freien Presse, sie sind aufzulösen. Deren gesamter Besitz und Eigentum 
im In- und Ausland, ist mit diesem Gesetz beschlagnahmt. 
 
Ihnen ist verboten Gebühren, Beiträge oder Abgaben zu erheben. Dieses Verbot gilt rückwirkend bis zum 09. 
November 1989. Der bisher erzeugte Schaden ist den Geschädigten zurückzuerstatten.  
 

§ 4. 
 
Jeder Verstoß gegen dieses Gesetz wird nach Schuldigsprechung der betreffenden Unternehmung durch ein 
Militärgericht und bei privaten Tätern, durch das Deutsche Reichsgericht, nach dessen Ermessen mit jeder 
gesetzlichen Strafe geahndet. 
 

§ 5. 
 

Dieses Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft. Sobald der Volks-Reichstag 
wieder zusammentritt, ist ihm dieses Gesetz zur Abstimmung vorzulegen. 
 

Gegeben zu Berlin, den 10. Januar 2020 

 
 

      Im Allerhöchsten Auftrage des Deutschen Volkes 
 
 

 Staatssekretär und Präsidialsenat 
Erhard Lorenz 
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